I N D U S T R I E  -  U N D    H A N D E L S K A M M E R    T R I E R

M e r k b l a t t     A b s c h l u s s p r ü f u n g
Belehrung der Prüfungsteilnehmer

(§§ 17, 18 und 19 der Prüfungsordnung)

§ 17 - Ausweispflicht und Belehrung


Die Prüfungsteilnehmer haben sich auf Verlangen des Vorsitzenden oder des Aufsichts-führenden über ihre Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen zu belehren.

§ 18 - Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

1. Teilnehmer, die sich einer Täuschungshandlung oder einer erheblichen Störung des Prüfungsablaufs schuldig machen, kann der Aufsichtsführende von der Prüfung vorläufig ausschließen.

2. Über den endgültigen Ausschluß und die Folgen entscheidet der Prüfungsausschuß nach An​hören des Prüfungsteilnehmers. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. Das gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten Täuschungen.

§ 19 - Rücktritt, Nichtteilnahme

1. Der Prüfungsbewerber kann nach erfolgter Anmeldung rechtzeitig vor Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklärung zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

2. Tritt der Prüfungsbewerber nach Beginn der Prüfung zurück, so können bereits erbrachte, in sich abgeschlossene Prüfungsleistungen nur anerkannt werden, wenn ein wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt (z. B. im Krankheitsfalle durch Vorlage eines ärztlichen Attestes).

3. Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder nimmt der Prüfungsbewerber an der Prüfung nicht teil, ohne daß ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden.

4. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet die zuständige Stelle und unterrichtet zu gegebener Zeit den Prüfungsausschuss. Hält sie einen wichtigen Grund nicht für gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss.

